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' In dem Rechtsstreit
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Verkündet: _.„. Kläger und Revisionskläger‚

17. Dezember 1965 '

g e g e n

°°°°° °°°ooooooocooooooeneooooooeoaooooooooooooo

Beklagter und Revisionsbeklagter,

hat der 8. Senat des Bundessozial$erichts auf die
mündliche Verhandlung vom 17° Dezember 1965 durch

SenatSpräsident S t e n g e l
Bundesrichter Dr„ N e u h a u s und
Bundesrichter Dr„ S c h w a n k h a r t
BundeSSozialrichter Dr„ R h o d e und
Bundessozialrichterin Dr° K a y s e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 22°
November 1962 aufgehoben; die Berufung des Beklagten4

gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom
i21° Juli l961 wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten Zu erstatten°
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Der Kläger begehrt die Gewährung von Witwerrente nach

seiner am 5„ Juni 1958 verstorbenen Ehefrau Rosa Ptzx■o

Er bewirtschaftete zusammen mit seiner-Ehefrau bis zu

seiner Umsiedlung im Jahre 1939/1940ein landwirtschaft—V
liches Anwesen in Galizien, mußte im Januar 1945 von sei—_

ner Umsiedlerstelle im ehemaligen Warthegau flüchten und

kam — als Flüchtling — mit seiner Ehefrau in die Bundes—

republik Deutschlando Mit Wirkung vom 1„ April 1949 an
wurde ihm vom AuSgieichsamt der Stadt Witten eine monat—

_
liche Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG)
bewilligt; daneben bezieht er wegen Verlustes der rechten

Hand im Jahre 1917 von der Österreichischen Allgemeinen

Unfallversicherungsanstalt eine Uhfallrente
von zunächst

rund 68‚— DM monatlich, die vom 10 Januar 1961 an auf

rund 117‚— DM erhöht worden ist°

Die Ehefrau des Klägersbeog auf Grund ihres Antrags vom

September 1951 nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)

wegen Lungen—The im Sinne der Verschlimmerung die Erwerbs—

unfähigkeitsrente (100 VQH„) vom 10 September 1951 an
(Bescheid vom 280 August 1957), und zwar in Höhe von zu—
letzt 345‚— DM monatlich insgesamt° Von dem hierbei fest—

gestellten Nachzahlungsbetrag von 17°296‚— DM wurde ge;

mäß @290 Abs° 3 LAG der Erstattungsanspruch des Aus—
gleichsamts in Höhe von 10„147,90 DM befriedigt; gleich—

zeitig stellte dieses nach @@270, 267 Absa 2 LAG die

Zahlung der Unterhaltshilfe ein° Vom 1° November 1957 an-

standen den Eheleuten zur gemeinsamen Lebenshaltung die

Versorgungsbezüge der Ehefrau (monatlich 345‚— DM) und

die Unfallrente des Klägers (monatlich rund 68,- DM) zur
Verfügung° ’
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Nach dem Ableben seiner Ehefrau wurde dem Kläger auf
Grund versorgungsärztlicher.Stellungnahme vom 2° Oktober

1958, in der das anerkannte Schädigungsleiden als wesent—

liche Mitursache für den Tod angesehen wurde, durch Be-
.scheid vom 6, Januar 1959 nach @ 36 BVG das volle Be—

stattungsgeld gewährt° Mit Wirkung vom 1° Juli 1958 an

nahm wegen des Wegfalls der Versorgungsbezüge der ver—

storbenen Ehefrau das Ausgleichsamt seine monatlichen

Zahlungen an den Kläger nach dem LAG in Höhe von 72‚— DM

monatlich wieder auf, so daß diesem zusammen mit seiner

damaligen Unfallrente ein monatlicher Betrag von rund 140,- DM

zur Verfügung stand° Seit dem 1° Juni 1961 beträgt das
monatliche Einkommen des Klägers nach den Feststellungen des

Berufungsgerichts insgesamt 182,04 DM, nämlich 65,— DM an

Unterhaltshilfe und 117,04 DM an Unfallrente.

lm August 1958 beantragte der Kläger die Gewährung von Witwer—

rente, weil er werwerbsunfähig sei und seine verstorbene Ehe—

frau ständig seinen Lebensunterhalt bestritten habe; das sei

schon in seiner galizischen Heimat der Fall gewesen, da er

wegen des Verlustes der rechten Haniin seinem landwirt-'

schaftlichen Betrieb nicht wesentlich habe mitarbeiten können,

später, nach der Vertreibung, habe die Ehefrau den gemeinsamen

Lebensunterhalt der Familie durch Arbeiten in der Landwirtschaft

und als Hausschneiderin bestritten, zuletzt habe — neben der

eigenen Unfallrente — die Versorgungsrente der Ehefrau für den

Unterhalt zur Verfügung gestanden. Das Versorgungsamt Dortmund

lehnte mit Bescheid vom 3, Februar 1960 den Antrag ab, weil

die verstorbene Ehefrau „indestens vom 1° September 1951 an
keinen Arbeitsverdienst mehr gehabt habe und deshalb aus

"ihrem Arbeitsverdienst" keinen Unterhalt mehr habe leisten

können° Der Widerspruch hatte keinen Erfolg (Widerspruchsbe—

scheid v0m 24, Mai 1960)°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


' —4—

Das Sozialgericht (SG) Dortmund hat mit Urteil vom
21° Juli 1961 die Verwaltungsbescheide aufgehoben
und den Beklagten verurteilt, dem Kläger vom 1, August

1958 an Witwerrente zu gewähren° D

Das Landes ozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat

auf die Berufung des Beklagten mit Urteil vom 22° Novem—'
ber 1962 das Urteil des SG abgeändert und die Klage abge—

wiesen: Dem Kläger siehe Witwerrente sowohl nach 5 43 BVG

in der bis zum 31° Mai 1960 geltenden Fassung (% 43 BVG
aF) als auch nach @ 43 BVG in der vom 1° Juni 1960 an

geltenden Fassung (@ 43 BVG nF, Erstes Neuordnungsgesetz

— 1, NOG — zum BVG vom 270 Juni 1960) nicht zu, Die Ge—
währung der Witwerrente nach 9 45 BVG aF müsse schon

daran scheitern, daß der Kläger bereits im Zeitpunkt der

Antragstellung nicht bedürftig im Sinne dieser Vorschrift

gewesen sei, Darüber hinaus habe die verstorbene Ehefrau

dem —
erwerbsunfähigen

— Kläger Unterhalt aus ihrem Ar—

beitsverdienst nur in den letzten Jahren vor und den er—

sten Jahren nach der Vertreibung, nicht aber auch in der

letzten Zeit vor ihem Ableben geleistet; die Gewährung

des Unterhalts aus der Versorgungsrente könne entgegen

der Auffassung des SG nicht als Unterhaltsleistung aus
Arbeitsverdienst angesehen werden, auch wenn sie praktisch

an
dessen Stelle getreten sei° Schließlich könne nicht an—

genommen werden, daß die verstorbene Ehefrau den Kläger

"wegen seiner Erwerbsunfähigkeit" unterhalten habe; dem

stehe jedenfalls entgegen, daß der Kläger sel st neben

seiner Unfallrente noch einen — wenn auch damals nach

den Vorschriften des LAG ruhenden — Anspruch auf Unter—

haltshilfe gehabt habe; denn aus diesen Einnahmen sei es

möglich gewesen, sich selbst zu unterhalten° Dem Begehren

des Klägers auf Witwerrente nach @ 43—BVG nF könne deshalb

nicht stattgegeben werden, weil die Voraussetzung dieser"

__5_
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Vorschrift nicht gegeben sei, daß die verstorbene Ehe—

frau den Lebensunterhalt des Klägers überwiegend deshalb

bestritten habe, "weil seine Arbeitskraft und seine Ein—

künfte hierzu nicht ausreichten"; der Kläger habe nämlich

nur deshalb von der Versorgungsrente seiner Ehefrau ge-
lebt, weil die ihm zustehende Unterhaltshilfe — wegen

dieser Versorgungsrente — kraft Gesetzes geruht habe,

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses ihm am 22° Januar 1963 zugestellte Urteil hat
_der Kläger mit Schriftsatz vom_4° Februar 1963, eingegangen

beim Bundessozialgericht (BSG) am 5° Februar 1963, Revision

eingelegt° Mit der am 9. März 1965 eingegangenen Revisions—

begründung vom 8° iärz 1963 rügt er die Verletzung des S 43

BVG aF und nF und — hilfsweise — der 55 103, 106, 128 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und trägt vor: Das LSG habe den

in 5 43 BVG aF normierteh Begriff der Bedürftigkeit verkannt,
wenn es ihn (den Kläger) als nicht bedürftig angesehen habe,

Im übri„en könne nicht zweifelhait sein, daß die Versorgungs-

bezüge der verstorbenen Ehefrau, aus denen der Kläger Unter—

halt erhalten habe, wie deren früherer Arbeitsverdienst zu

behandeln seien; das müsse schon deshalb gelten, weil wegen
dieser Versorgungsbezüge die eigene Unterhaltshilfe habe

ruhen müssen, Nach der Neufassung des 5 43 BVG seien vom 1°

Juni 1960 an Bedürftigkeit und Unterhalt aus dem Arbeitsver—

dienst nicht mehr Voraussetzungen für einen Anspruch auf

Witwerrente; es könne aber nicht bestritten werden, daß die

an den Folgen einer Schädigung gestorbene Ehefrau den Lebens—

unterhalt ihres Ehemannes — aus ihren Versorgungsbezügen —
überwiegend bestritten habe, weil seine eigene Arbeitskraft

und seine eigenen Einkünfte hierzu nicht ausreichend gewesen
seien°
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Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des JJandeusozialge—

richte Nordrhein—Westfalen vom 22„ November

1962 die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Dortmund vom 21„ Juli 1961
als unbegründet zurückzuweisen, ‘

hilfsweise,

die dache unter Aufhebung des Berufungsurteils

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückzuverweiseno

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Auf die Schriftsätze des Klägers vom 8„ März 1963 und 11°

Juni 1963 sowie auf den Schriftsatz des Beklagten vom
80 Mai 1963 wird verwiesen°

Die durch Zulassung statthafte Revision (5 162 »bs° 1
Nr° 1 SGG) ist vom Kläger form— und fristgerecht einge—

legt und begründet worden (@@164 Abs° 1; 166 SGG) und
deshalb zulässig°

Die Revision ist auch begründet°

Dabei bedurfte es keiner Erörterungen durch den erkennen—

den Senat zur Frage des Ursachenzusammenhangs zwischen

der als Schädigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung

anerkannt gewesenen Lungentuberkulose der Ehefrau des
_

Klägers und ihrem Ableben° Die Versorgungsbehörde hat den

Tod der Ehefrau als Folge einer Schädigung im Sinne des
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5 1 BVG zWar nur in dem Bescheid über das Bestattungsgeld

(@ 36 BVG) vom 6° Januar 1959 anerkannt° Diese Entscheidung

ist deshalb für die Frage des Anspruchs auf Hinterbliebenen—

versorgung nicht ohne weiteres bindend (erkennender uenat

in BSG 10, 167Jf)° Nach den vorliegenden Vorgängen und dem

Vorbringen der Beteiligten ebenso wie nach den Feststellungen

des LSG besteht aber kein Streit darüber, daß die Anerkennung

des Todes der Ehefrau des Klägers als Schädigungsfolge im Be—

scheid über das Bestattungsgeld vom 6‚ Januar 1959 auch für

das Verfahren wegen der v0m Kläger begehrten Witwerrente gelten
‚soll„ In ötreit steht — bei Bejahung des Todes "an den Folgen

einer Schädigung" — vielmehr lediglich die Frage, ob die

übrigen Voraussetzungen der @@43 BVG aF und 43 BVG nF zur
Gewährung einer Witwerrente gegeben sind" Das ist aber vor—

liegend entgegen der Auffassung des LSG und des Beklagten der

Fall°

Nach 5 43 BVG- aF erhält der Witwer für die Dauer der Be—
dürftigkeit eine Rente (5% 40 und 41 BVG), wenn die an den

Folgen einer Schädigung gestorbene EhefrausehmaLebensunter—

halt wegen seiner Erwerbsunfähigkeit überwiegend aus ihrem
Arbeitsverdienst bestritten hat° Uber die zu dieser Vorschrift

vorgebrachten verfassungsrechtlichen Bedenken wegen Verstoßes

gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art„ 3 Abs„ 2 des Grundgesetzes

—GG—)hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in seinem '

Urteil vom 24„ Juli 1963 — 1 Bvl 101/58—(BGBL 1963 I, 694,

vgl„ SozR GGArt° 3 Nro 53) dahingehend entschieden, daß die
Voraussetzungen einer "Unterhaltsleietung aus dem Arbeitséin—

kommen der Ehefrau" und .einer "Bedürftigkeit des Witwers"

mit Art° 3 Abs° 2 und 3 GG nicht vereinbar und daher die

Worte "für die Dauer der Bedürftigkeit" und "aus ihrem Arbeits-

verdienst" im 5 43 BVG aF nichtig seien; im übrigen sei 5 43
BVG mit dem GG vereinbar°
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Nach 9 31 Abs„ 1 des Gesetzes über das Bundesverfassungs—

gericht bindet diese Entscheidung die Verfassungsorgane des

Bundes sowie alle Gerichte und Behörden, Bei der Prüfung
des AnSpruchs auf Witwerrente nach 5 43 BVG aF (Zeit vor

dem 1° Juni 1960) ist somit nur noch beachtlich, ob die

an den Folgen einer Schädigung gestorbene Ehefrau den

Lebensunterhalt ihres Ehemannes wegen dessen ßrwerbsun—

fähigkeit überwiegend bestritten hat° Mit dem — umfang—

reichsten—Teil des Urteils des LSG zu den Hagen der Be—

dürftigkeit des Klägers und der Unterhaltsleistung seiner

verstorbenen Ehefrau aus ihrem Arbeitsverdienst an ihn

brauchte sich der erkennende Senat deshalb nicht mehr aus—
einanderzusetzen°

Was die Frage der Erwerbsunfähigkeit des Klägers in der
Zeit Vor dem Ableben seiner Ehefrau betrifft, so hat schon

das SG in seinem Urteil
vom 21° Juli 1961 festgestellt,

daßder Kläger — vom Beklagten nicht bestritten — seit dem
Jahre 1945_erwerbsunfähig seio Gegen diese Feststellung
hat der Beklagte im Berufungsverfahrén Einwendungen nicht

erhoben, so daß auch das Berufungsgericht unbedenklich

von der Erwerbsunfähigkeit des Klägers in der Zeit vor

dem Ableben seiner Ehefrau ausgehen konnte, Das hat es
offenbar auch getan, auch wenn sein Urteil darüber keine

ausdrücklichen Feststellungen enthält; denn mindestens

inzidenter ist diese Feststellung darin enthalten, wenn
das Berufungsgericht auf deite ? seines Urteils ausge—

führt hat: "Wenn nun auch nicht bezweifelt werden soll,
daß der Kläger von seiner Ehefrau jedenfalls in den

letzten Jahren vor der Vertreibung und auch nach der Ver—

treibung bis zum Eintritt der eigenen Erwerbsunfähigkeit

(gemeint ist damit die Erwerbsunfähigkeit der Ehefrau)

— etwa im Jahre 1951 — Unterhalt bezogen hat, so „„„„„ "
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An diese Feststellung aber ist das Revisionsgericht gebunden,

da zulässige und begründete Revisionsgründe gegen sie nicht

vorgebracht worden sind„ Denn das Vorbringen des Beklagten in

seiner Hevisionserwiderung, es sei noch offen, ob nicht der

Kläger seine ihm verbliebene eigene Arbeitskraft zur Erlangung

eigener weiterer Einkünfte habe ausnutzen können, ist schon

deshalb unbeachtlich, weil es sich vorliegend allein um die

Revision des Klägers und nicht auch des Beklagten handelto

Wie bereits dargelegt, hat das LdG den Anspruch des Klägers

auf Witwerrente letztlich auch deshalb verneint, weil die

V0raussetzung der überwiegenden Unterhaltsleistung seiner Ehe—

frau an ihn nicht gegeben sei; denn aus den eigenen Einnahmen

— Unfallrente und (ruhender) Anspruch auf Unterhaltshilfe nach

dem LAG — sei es ihm auf jeden Fall möglich gewesen, sich

selbst zu unterhalten“ Diese Auffassung trifft deshalb nicht

zu, weil das Berufungsgericht neben der für den Lebensunter—

halt des Klägers zweifelsfrei nicht ausreichenden Unfallrente

auch einen nicht zu verwirkliChenden Anspruch auf Unterhalts-

hilfe als weiteres tatsächliches Einkommen angesehen hat, um

mit ihm den Lebensunterhalt ohne Hilfe der Ehefrau bestreiten

zu können„ Die Unterhaltshilfe nach dem LAG (ä5 267 bis 278 a
LAG), neben der Entschädigungsrente (55 279 bis 285 LAG) eine

der beiden Arten der Kriegsschadenrente (@ 265 LAG), wird dem
nach dem Gesetz in Frage kommenden Personenkreis zur Sicherung

der sozialen Lebensgrundlage gewährt (5 263 Abs° 2 Satz 1 LAG),

Dabei gilt für sie — als subsidiäre Leistung — das sog° Auffüll—

oder Anrechnungsprinzip mit der Maßgabe, daß sie nicht gewährt

wird, soweit der Lebensunterhalt bereits auf andere Weise sicher—

gestellt ist, und daß sie nur teilweise gewährt wird, soweit

sonstige Einkünfte einen Einkommenshöchstbetrag bzw° die Sätze
der Unterhaltshilfe nicht erreichen„ Als Einkünfte in diesem

Sinne geltennach % 267 Abs° 2 LAG im Grundsatz alle Bezüge an

_ 16 _
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Geld oder Geldesuert, die dem Berechtigten und seinem

nicht dauernd von ihm getrennt lebenden Ehegatten sowie

seinen Kindern nach Abzug bestimmter Aufwendungen ver—
bleiben; dazu gehören u,a° auch — nach Abzug von Freibe—

trägen in HLhe der—Grundrente, der Schweretbeschädigten—

zulage und Teilen der Pflegezulage — die Versorgungsrenten

der Kriegsbeschädigten (@@267 Abs° 2 Ziff° 2a, 270 LAG)°
Aus dieser gesetzlichen Regelung, nach der auch die Ein—

künfte der Angehörigen bei der Entscheidung über Grund

und Höhe des Anspruchs auf Unterhaltshilfe mit berück—

sichtigt werden müssen, sofern der nach dem LAG Berechtigte

verheiratet ist und Kinder hat, geht erkennbar hervor,

daß das Gesetz hier von dem Gedanken der Familieneinheit

und von den wirtschaftlichen Verhältnissen dieser Familien—

einheit ausgeht, Demgemäß sind auch die Bedarfssätze der

Unterhaltshilfe nach dem Familienstand sozial gestaffelt,
und zwar dahingehend, daß der dem Berechtigten für sich

allein zustehende betrag an Unterhaltshiife für den

+ nicht dauernd getrennt lebenden — Ehegatten um den Ehe—

gattenzuschlag, für die Kinder um Kinderzuschläge erhöht

wird (@ 267 Abs° 1 datz 1 Nr, 1 und 2 LAG), Im übrigen

gibt es, im Hinblick auf den Gedanken der Familieneinheit

und deren wirtschaftliche Verhältnisse, auch immer nur

einen Berechtigten in der Familie, so daß selbst in

Fällen, in denen nach demLAGbeide Ehegatten als Ge—
schädigte anzusehen sind, sich der eine oder der andere

Ehegatte, gleichviel ob Ehemann oder Ehefrau, wegen seines

Anspruchs nach dem LAG auf den Ehegattenzuschlag verwei—

sen lassen muß°

Im vorliegenden Fall hat der Kläger als nach dem LAG

Berechtigter nach den Feststellungen des Berufungsgerichts

vom 1, April 1949 an laufend Unterhaltshilfe - in unter—

sciiedlicher Höhe — bez0gen; dabei kann, da entgegen—

stehende Feststellungen nicht getroffen sind, unterstellt
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werden, daß der jeweils monatlich an ihn gezahlte Unter—

haltshilfebetrag sich aus der ihm als Alleinstehenden ge—

währten Unterhaltshilfe und dem f*r seine Ehefrau gezahlten

Ehegattenzuschlag zusammengesetzt hat° Diese Unterhaltshilfe

einschließlich Ehegattenzuschlag ist nach 5 270 Abs„ 1 LAG

in Wegfall gekommen, nachdem die Familieneinheit des Klägers

durch Anerkennung der Lungentuberkulose der Ehefrau als

5chädigungsleiden im Sinne des BVG in den Genuß sonstiger

Einkünfte (@267 LAG), nämlich de9?Einkbmmenshöchstbetrag
iübersteigenden Versorgungsbezüge der Ehefrau, gekommen war;

gleichzeitig wurden vom Ausgleichsamt die nach dem Bescheid

vom 280 August 1957 von der ?ersorgungsbehörde an die Ehefrau

vom 1° September 1951 an nachzuzahlenden Versorgungsbezüge auf

die an den Kläger von diesem Zeitpunkt an gieisteten Zahlungen

an Unterhaltshilfe in deren voller Höhe angerechnet (5 270 Abs„3
LAG); dabei wurden sämtliche seit dem 1° September 1951 geleiste—

ten Zahlungen an Unterhaltshilfe — insgesamt 100147‚9o DM —
zurückgefordert und aus der Nachzahlung auch erstattet, Das be—

deutet, daß die Familiensihheit des Klägers, nämlich dieser und

seine Ehefrau, nach Wegfall der Unterhaltshilfe wegen Anrechnung

der Versorgungsbezüge zur Bestreitung des gemeinsamen Lebensunter-

halts auf die Versorgungsbezüge der Ehefrau (im Zeitpunkt des

Ablebens monatlich 345,— DM) und auf die Unfallrente des Klägers

angewiesen war; das bedeutet sogar, daß allein von diesen bei—

den Einkünften der Kläger und seine Ehefrau schon vom 1° September

1951 an gelebt haben, nachdem sämtliche von diesem Zeitpunkt an

vom Kläger bezogenen Leistungen an Unterhaltshilfe zurückgefor-

dert und zurückerstattet worden waren°
Diesen beiden einzigen

der Familieneinheit zur Bestreitung des Lebensunterhalts tatsäch—

lich zur Verfügung stehenden Einkünften nun — wie das LSG und der

Beklagte — auch noch den_dem Kläger als Geschädigtem im Sinne des

LAG während dieser Zeit grundsätzlich zustehenden AnSpruch auf

Unterhaltshilfe (ohne Zahlungen) als dessen eigenes Einkommen

hinzurechnen zu wollen, geht jedoch nicht an° Denn dieser grund—

sätzliche Anspruch (ohne Zahlung) war bis zum Ableben der Ehefrau
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des Klägers (mit dem gleichzeitigen Verlust der Versor—

gungsbezüge) ohne jeden materiellen Nutzen, in keiner Weise

zu verwirklichen und für die wirtschaftlichen Verhältnisse

der Familieneinheit ohne jede Bedeutunc° Für die Frage der

Bestreitung des Lebensunterhalts einer Familieneinheit

können aber nur deren tatsächliche wirtschaftliche Ver—

hältnisse eine Rolle spielen; es kann also nur darauf an—

kommen, was an Einkünften tatsächlich zur Verfügung steht°

Der infolge des Bezuges von Versorgungsrente der Ehefrau,

die für sich allein schon den Einkommenshöchstbetrag des

LAG überstiegen, untergegansene Anspruch des Klägers auf

Zahlung von/Unterhaltshilfe kann deshalb einem tatsäch—

lichen, wirtschaftlich nutzbaren Einkommen nicht gleichge—

setzt werden und muß bei Prüfung der Frage, ob der Kläger

von seiner ver torbenen Ehefrau überwiegend unterhalten

worden ist, außer Betracht bleiben°

Nach den Feststellungen des LSG betrug das gemeinsame

Einkommen des Klägers und seiner Ehefrau zur gemeinsamen

1Bestreitung des Lebensunterhalts bis zum Tode der Ehefrau

monatlich 413,— DM, die sich a s den Versorgungsbezügen

der Ehefrau mit 345,—— DM und der Unfallrente des Klägers

mit 68,— DM zusammensetzten, Daraus ist ohne weiteres .er—
sichtlich, daß der Betrag, der dem Kläger von den Ver—

sorgungsbezügen seiner Ehefrau zur Bestreitung seines

Lebensunterhalts zur Verfügung stand, den Betrag seiner

eigenen Unfallrente erheblich überstiego Das bedeutet aber,

daß die an den Folgen einer Schädigung gestorbene Ehefrau

des Klägers dessen Lebensunterhalt — wegen seiner festge—

stellten Erwerbsunfähigkeit — überwiegend bestritten hat°

Das bedeutet gleichzeitig, daß nach der Vorschrift des

@ 43 BVG aF die Voraussetzungen für die Gewährung von
Witwerrente an den Kläger erfüllt sind° .
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Mit der durch Erlaß des 1° NOGzum BVG vom 27„ Juni
1960

am 1. Juni 1960 in Kraft getretenen Neufassung

des“5 45 BVG(nF), der vomLSGin seine Entscheidung
zutreffend miteinbezogen worden ist und auch vom Re—

visionsgericht miteinbez0gen werden muß (vgl° Urteil

des erkennenden Senats in BSG 12, 127, 130), hat der
Gesetzgeber den verfassungsrechtlichen Bedenken zu
@ 43 BVG aF schon vor dem Urteil des BVerfG vom 24,

Juli 1963 über die teilweise Nichtigkeit des © 43 BVG

aF Rechnung getragen: Nach 5 43 BVG nF ist der Anspruch
auf Witwerrente nur noch davon abhängig, daß die an den

F-olgen einer Schädigung gestorbene Ehefrau den Lebens—

unterhalt ihres Ehemannes überwiegend bestritten hat,

weil dessen Arbeitskraft und Einkünfte hierzu nicht

ausreichten. Es kann nicht zweifelhaft sein, daß dem

Kläger Witwerrente auch nach dieser Neufassung des
5343 BVG zusteht° Denn daß die Ehefrau des Klägers
dessen Lebensunterhalt überwiegend bestritten hat,

weil seine eigenen Einkünfte hierzu nicht ausreichten,

ergibt sich aus den Darlegungen zu 5 43 BVG aF; daß
darüber hinaus auch die eigene Arbeitskraft hierzu

nicht ausgereicht hat, ergibt sich zwanglos aus der

Feststellung der Erwerbsunfähigkeit des Klägers"

Nach allem steht dem Kläger die Witwerrente sowohl nach

@ 43 BVG aF als auch nach 5 43 BVG nF zu; seine Revision

gegen das Urteil des Berufungsgerichts ist somit begrün—

det, Das angefochtene Urteil war deshalb wie geschehen

aufzuheben, die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG war als unbegründet zurückzuweisen (@ 170 Abs° 2

Satz 1 SGG)„
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Dié Kostenentscheidung keruht auf @ 193 Abs“ 1 SGG()
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